Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1945 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß , Riedel (Frankfurt), Dr. Bach, 
Dr. Marx (Kaiserslautern), Dr. Czaja, Dr. Starke (Fran- 
ken) und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Auswirkungen der Ostverträge 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Wie viele deutsche Staatsangehörige leben nach den Un- 
terlagen der Bundesregierung heute noch in den unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Gebieten? 

2. Sind in den Verhandlungen mit der Sowjetunion der Bun- 
desregierung Angaben über die zahlenmäßige Stärke der 
noch im nördlichen Ostpreußen lebenden Deutschen ge- 
macht worden? Sind Vereinbarungen über deren Grund- 
rechte — z. B. dem Recht auf Freizügigkeit und Familien- 
zusammenführung — sowie über ihre konsularische Betreu- 
ung getroffen worden? 

3. Ist der Bundesregierung bei den Verhandlungen mit der 
Volksrepublik Polen ein zahlenmäßiger Überblick über die 
in Ost- und Westpreußen, Pommern, Ostbrandenburg, Nie- 
der- und Oberschlesien zurückgebliebenen deutschen 
Staatsangehörigen gegeben worden? 

4. Wie vielen Deutschen ist es erlaubt worden, im Rahmen 
der zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen Ende 1956 vereinbarten Familienzu- 
sammenführung gemäß der Verordnung 333 des Vorsitzen- 
den des Polnischen Ministerrates vom 21. November 1956 
die Volksrepublik Polen zu verlassen? 

5. Welche Obhutspflichten ergeben sich für die Bundesrepu- 
blik Deutschland aus den Artikeln 14, 16 und 116 und an- 
deren die Grundfreiheiten sichernden Artikeln des Grund- 
gesetzes gegenüber den betroffenen Deutschen? 

6. Welche Absprachen hat die Bundesregierung mit der pol- 
nischen Regierung getroffen, um die Freizügigkeit deut- 
scher Staatsbürger und Volkszugehöriger sicherzustellen? 
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7. Hat die Bundesregierung in ihren Verhandlungen in War- 
schau darauf hingewirkt, daß der betroffene Personenkreis 
durch die polnische Regierung über eventuell getroffene 
Absprachen sachdienlich unterrichtet wird? 

8. Hat die Bundesregierung bei diesen Verhandlungen sicher- 
gestellt, daß bei der Annahme und Abwicklung von Aus- 
reiseanträgen von Personen, die in den in Artikel 116 GG 
bezeichneten Gebieten leben, auf jede Diskriminierung ge- 
genüber dem Antragsteller verzichtet wird? 

9. Hat die Bundesregierung durch entsprechende Absprachen 
mit der polnischen Regierung Vorsorge getroffen, daß den 
jetzt noch in den angestammten Heimatgebieten verbliebe- 
nen Deutschen ihre Menschenrechte in vollem Ausmaß ge- 
sichert werden? 

10. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der betroffene 
Personenkreis nach einer etwaigen Aufnahme diplomati- 
scher Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Volksrepublik Polen den vollen diplomati- 
schen Schutz der Bundesregierung genießt? 
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Strauß 

Riedel (Frankfurt) 

Dr. Bach 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Dr, Czaja 

Dr. Starke (Franken) 

Dr. Althammer 
Amrehn 
Dr. Evers 

Freiherr von Fircks 
Frau Griesinger 
Dr. Hallstein 
Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Barzel, Stücklen 


Dr, Jenninger 
Josten 
Kiep 
Leicht 

Dr. Lenz (Bergstraße) 
Ott 

Reddemann 
Dr. Riedl (München) 
Rommerskirchen 
Vogt 

Dr. Warnke 
Wohlrabe 
Baron von Wrangel 
und Fraktion 


2 



